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Weinmann: Staat und Gesellschaft haben noch kein Mittel gegen
zunehmenden Islamismus gefunden

Zur Meldung, die Präsidentin des Landesamtes für Verfassungsschutz betrachte den Islamismus
weiter als größte Bedrohung unserer Gesellschaft, die Zahl der Personen, die dem Salafismus und
dem Dschihadismus zuzurechnen sei, steige weiter, sagte der rechtspolitische Sprecher und Obmann
der FDP/DVP-Fraktion im Parlamentarischen Kontrollgremium für den Verfassungsschutz, Nico
Weinmann:

„Präsidentin Bube hat Recht. Die seit Jahren steigende Zahl islamischer Extremisten zeigt, dass Staat
und Gesellschaft noch kein Mittel gegen diesen Fundamentalismus gefunden haben. Auch das
brandgefährliche Problem der dschihadistischen Kriegsrückkehrer ist weiter nicht gelöst. Die in
Regierungsverantwortung stehenden Parteien haben hier jahrelang die Umsetzung möglicher
Lösungen vertagt und damit die Gesellschaft unnötig in Gefahr gebracht.

Angesichts dieser Herausforderungen kann sich der Verfassungsschutz weniger denn je Baustellen
wie die fragwürdige Rolle eines Mitarbeiters in der wohl extremistischen Organisation Uniter leisten.
Hier muss zügig, umfassend und auch gegenüber der Öffentlichkeit aufgeklärt und für Ordnung
gesorgt werden, damit die wichtige Arbeit des Verfassungsschutzes zum Schutz von Gesellschaft und
Verfassung nicht leidet.“


